
Die naturschutzrechtliche Eingriffsregelung ist als grundlegendes und 
zentrales Instrument des Naturschutzes und der Landschaftspflege 
 allgemein anerkannt. Ihr kommt eine entscheidende Bedeutung als 
Bestandteil der modernen Naturschutzpolitik und als konkrete Hand-
lungsnorm zur Bewahrung der biologischen Vielfalt zu.

Vor diesem Hintergrund hat das Bundesamt für Naturschutz ein For-
schungs- und Entwicklungsvorhaben zur Methodik der Eingriffsregelung 
im bundesweiten Vergleich beauftragt. Basierend auf einer bundesweiten 
Recherche zum Stand der derzeitigen Methodenanwendung wurden 
Gemeinsamkeiten und Unterschiede identifiziert.

Im hiermit vorgelegten Abschlussbericht werden die Arbeits- und 
 Entscheidungsschritte der Eingriffsregelung in dreizehn Blöcken ver-
tiefend analysiert. Die Arbeit endet mit einer übergreifenden Zusammen-
führung der Ergebnisse im Hinblick auf das Primat des funktionalen 
 Naturalausgleichs. Abgerundet wird der Band durch einen Ausblick mit 
Perspektiven zur weiteren Nutzbarkeit der Ergebnisse.
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um erhebliche Beeinträchtigung (eB) oder eine erhebliche Beeinträchtigung 
besonderer Schwere (eBS) handelt, ohne an dieser Stelle bereits sämtliche Zu-
ordnungen anzugeben, die letztlich auf einer fachlichen Setzung beruhen. Da-
her bleiben mit Absicht an dieser Stelle einige Felder offen (…). Diese Systema-
tisierung setzt im Sinne der angestrebten Standardisierung der Eingriffsregelung 
einen nachvollziehbaren Rahmen für die Entscheidung im jeweiligen Einzelfall. 

Tab. 9:  Feststellung der Schwere der zu erwartenden Beeinträchtigungen 

Bedeutung der Funktionen 
des jeweiligen Schutzgutes 
nach Wertstufen 

Stärke, Dauer und Reichweite der 
vorhabenbezogenen Wirkungen 

I 
gering

II 
mittel

III 
hoch

1 sehr gering – – (…)

2 gering (…) (…) (…)

3 mäßig (…) eB (…)

4 hoch eB (…) eBS

5 sehr hoch (…) eBS eBS

6 hervorragend eBS eBS eBS

– : keine erhebliche Beeinträchtigung zu erwarten
eB: erhebliche Beeinträchtigung zu erwarten
eBS: erhebliche Beeinträchtigung besonderer Schwere zu erwarten

Im Ergebnis wird grundsätzlich empfohlen, in den Fällen einer erheblichen Be-
einträchtigung besonderer Schwere (eBS) eine strikte funktionsspezifische Re-
alkompensation vorzusehen (wobei auch hier eine Abstufung zwischen Aus-
gleich und Ersatz gegeben ist), während in den Fällen einer „lediglich“ erhebli-
chen Beeinträchtigung dieser Zusammenhang gelockert werden kann (siehe 
dazu näher Kap. 3.3.5). Für den Fall der Lockerung kann insbesondere auf ei-
nen biotopbezogenen Ansatz zurückgegriffen werden. Dabei integrieren die 
jeweils einschlägigen (betroffenen und aufzuwertenden) Biotope verschiedenste 
naturschutzfachliche Funktionen. Dieser integrierte Bewertungsansatz wird am 
Ende dieses Abschnitts vorgestellt, während nachfolgend die vorgeschlagene 
Erfassung und Bewertung der Einzelfunktionen und -schutzgüter erläutert wird. 

Luft/Klima 
Gesetzlicher Anknüpfungspunkt für die Bewertung der Schutzgüter Luft/Klima 
ist insbesondere § 1 Abs. 3 Nr. 4 BNatSchG. Relevant sind aber auch die zielin-
tegrierende Bestimmung des § 1 Abs. 6 BNatSchG (Freiraumschutz und -ent-
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Vorwort
Die naturschutzrechtliche Eingriffsregelung ist als Instrument des Naturschutzes 
und der Landschaftspflege von zentraler Bedeutung. Indem sie sich als konkre-
te Regelungsnorm umfassend auf erhebliche Beeinträchtigungen der Leistungs- 
und Funktionsfähigkeit des Naturhaushaltes wie auch des Landschaftsbildes 
bezieht, hat sie eine Schlüsselfunktion für die Umsetzung einer nachhaltigen 
Naturschutzpolitik. 

Vor diesem Hintergrund hat das Bundesamt für Naturschutz ein Forschungs- 
und Entwicklungsvorhaben zur Methodik der Eingriffsregelung im bundesweiten 
Vergleich beauftragt. Basierend auf einer bundesweiten Recherche zum Stand 
der derzeitigen Methodenanwendung wurden Gemeinsamkeiten und Unter-
schiede identifiziert. Aus diesem Vergleich waren Schlussfolgerungen und Emp-
fehlungen für bundesweit anwendbare Hinweise, Fachkonventionen oder Stan-
dards zu ziehen. 

Im hiermit vorgelegten Abschlussbericht werden die Arbeits- und Entschei-
dungsschritte der Eingriffsregelung in dreizehn Blöcken vertieft analysiert. Die 
Arbeit endet mit einer übergreifenden Zusammenführung der Ergebnisse unter 
dem Primat des funktionalen Naturalausgleichs. Abgerundet wird der Band 
durch einen Ausblick mit Perspektiven zur weiteren Nutzbarkeit der Ergebnisse.  

Damit wird ein umfassendes Fachkonzept zur Anwendung der Eingriffsregelung 
vorgelegt. Es werden naturschutzfachlich mögliche und zumutbare Wege aufge-
zeigt, wie dem Instrument der Eingriffsregelung auch in Zukunft Geltung ver-
schafft und eine einheitliche Anwendung und Ausgestaltung gefördert werden 
können. Die Operationalisierung in diesem Band zeigt, dass sich für alle Pro-
jekttypen und Eingriffsintensitäten jeweils angemessene Arbeitsabfolgen finden 
lassen. Diese fachliche und gleichzeitig operable Differenzierung von Arbeits-
schritten macht deutlich, dass durch angemessene methodische Herangehens-
weisen auch Aufwandsfragen einer sinnvollen Lösung zugeführt werden kön-
nen. 

Die aus den Untersuchungen abgeleiteten Empfehlungen verdeutlichen, dass 
bundesweit eine methodische Angleichung der Anwendung möglich ist. Klare 
Prioritäten aus Sicht von Naturschutz und Landschaftspflege hinsichtlich des 
strikten Funktionsbezugs und der Realkompensation werden herausgearbeitet. 
Die Nutzung von bevorrateten Kompensationsmaßnahmen, also von Flächen- 
und Maßnahmenpools, hat einen besonderen Stellenwert. Zugleich werden in 
den Handreichungen aber auch größtmögliche Handlungsspielräume und Flexi-
bilität in der Einzelfallanwendung gewahrt.  

17



18 

Die Empfehlungen aus dem Forschungsvorhaben dienen insgesamt der Stär-
kung und der Modernisierung der inhaltlich-methodischen Ausgestaltung der 
Eingriffsregelung. Das BfN greift diese Empfehlungen gerne auf, um zur weite-
ren Diskussion der Fortentwicklung und der Konventionsbildung in der Eingriffs-
regelung beizutragen. Wir begrüßen zugleich eine vielfältige Nutzung der Er-
gebnisse als fachliche Handreichung für die Bewältigung länderübergreifender, 
grenzüberschreitender Eingriffe sowie als Grundlage weiterer fachlicher Stan-
dards. 

Prof. Dr. Beate Jessel 

Präsidentin des Bundesamtes für Naturschutz 
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1 Einleitung 
1.1 Zielsetzung und Untersuchungsansatz
Vor dem Hintergrund der Novellierung des Bundesnaturschutzgesetzes 2009 
und der bisherigen Entwicklung der Vollzugspraxis der Eingriffsregelung war es 
Ziel des F+E-Vorhabens zu untersuchen, welche Unterschiede bei der näheren 
Ausgestaltung bzw. bei der Anwendung der Eingriffsregelung in den Ländern 
bestehen, inwieweit eine bundesweit einheitliche Handhabung der Eingriffsrege-
lung sinnvoll ist und welche methodischen bzw. fachinhaltlichen Maßgaben 
beim Vollzug der Bestimmungen aus bundesweiter Sicht empfohlen werden 
können. 

Die Untersuchung geht vom geltenden Bundes- und Landesrecht aus. Bei der 
Auswertung der untergesetzlichen Regelwerke des Bundes und der Länder 
(Rechtsverordnungen, Erlasse, Leitfäden u.ä.), der Analyse der Rechtspre-
chung (Entscheidungen des Bundesverwaltungsgerichts und der Obergerichte, 
teilweise auch der Verwaltungsgerichte) und bei der Befragung zur Vollzugspra-
xis wird allerdings ein Zeitraum zugrunde gelegt, der über die letzten sechs Jah-
re seit der Geltung des Bundesnaturschutzgesetzes als Vollgesetz hinausgeht, 
um einen gründlicheren Überblick zur Ausgestaltung und Anwendung der Ein-
griffsregelung zu erlangen. Dabei ist dann jeweils zu berücksichtigen, dass die 
damalige gesetzliche Ausgestaltung von der aktuellen Rechtslage abweichen 
kann. Zur Strukturierung der Analyse wurde der Regelungskomplex der Ein-
griffsregelung in einzelne Elemente und die zugehörigen Regelungsinhalte ge-
gliedert. Die Bearbeitung des Vorhabens orientierte sich an diesen Regelungs-
inhalten.  

Durch die intensive Einbindung einer projektbegleitenden Arbeitsgruppe wurden 
bereits zu Beginn der Untersuchung Defizite aus fachlicher sowie aus vollzugs-
bezogener Sicht identifiziert. Darüber hinaus wurden besonders relevante aktu-
elle Fragestellungen, wie zum Beispiel Eingriffe in Natur und Landschaft auf-
grund des Netzausbaus, in den Blick genommen und im Rahmen der Erarbei-
tung der Empfehlungen berücksichtigt.  

Ein Schwerpunkt im F+E-Vorhaben war die gutachterliche Vorbereitung, Bera-
tung und Prozessbegleitung im Zuge der Erarbeitung des Entwurfs einer Bun-
deskompensationsverordnung. Die Abstimmungsprozesse mit Vertretern der 
Länder sowie die Einbindung betroffener Verbände und Interessengruppen ha-
ben zu einer Form des fachlichen Diskurses geführt, wie er in dieser Intensität 
im Rahmen eines F+E-Vorhabens nur äußerst selten möglich ist. Hierzu zählte 
auch die Durchführung eines Planspiels, bei dem anhand konkreter Fallgestal-
tungen Regelungsentwürfe auf ihre praktische Tauglichkeit getestet wurden. 
Sowohl dieser fachliche Diskurs als auch die Arbeit an einem möglichen Rege-
lungstext einschließlich der entsprechenden Anlagen waren mit einer vertieften 
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Auseinandersetzung mit den jeweiligen Regelungsinhalten verbunden. Die Er-
gebnisse des Vorhabens wurden hierdurch erheblich geschärft.  

1.2 Aufbau des Abschlussberichts
Folgender Aufbau kennzeichnet den Abschlussbericht: Methodische Hinweise 
und Übersichten über die Analyse und Auswertung werden in Kapitel 2 gege-
ben; dabei wird zunächst eine Gliederung der Elemente und Regelungsinhalte 
der Eingriffsregelung vorgestellt, die als Orientierung für die Analyse in Kapitel 3 
dient (Kap. 2.1). In vier separaten Abschnitten wird jeweils eine Übersicht über 
die hauptsächlichen Arbeitsbereiche der Untersuchung gegeben, und es wird 
die Methodik der Analyse und Auswertung vorgestellt; dies umfasst die bundes-
rechtliche Analyse einschließlich der Rechtsprechungsanalyse, die landesrecht-
liche Analyse, die Analyse der untergesetzlichen Regelungen und die bundes-
weite Befragung zur behördlichen Anwendung der Eingriffsregelung (Kap. 2.2). 
Die Systematik der Schutzgüter und Zieldimensionen des Naturschutzes und 
der Landschaftspflege, die für das gesamte Vorhaben grundlegend ist, wird in 
Kapitel 2.3 behandelt. 

In Kapitel 3 erfolgt die umfassende Analyse der Elemente und Regelungsinhalte 
der Eingriffsregelung. Die wesentlichen Elemente der Eingriffsregelung dienen 
dabei zur Gliederung (vgl. Tab. 1 in Kap. 2.1), d. h. die Analyse beginnt mit der 
Eingriffsdefinition und -bewertung (§ 14 BNatSchG) (Kap. 3.1), setzt sich fort mit 
dem Vermeidungsgebot (§ 15 Abs. 1 BNatSchG) (Kap. 3.2) und dem zentralen 
Themenkomplex Ausgleich und Ersatz (§ 15 Abs. 2 S. 1-3, 5 BNatSchG) (Kap. 
3.3) und beinhaltet im Weiteren sämtliche anderen einschlägigen Elemente 
(Kap. 3.4-3.9) bis hin zu den vorzulegenden Unterlagen (§ 17 Abs. 4 
BNatSchG) (Kap. 3.10). Innerhalb der einzelnen Unterkapitel wird zunächst der 
betreffende Auszug aus dem BNatSchG angeführt, anschließend folgt jeweils 
eine Analyse des Bundesrechts, eine Übersicht zum Landesrecht, eine Unter-
suchung untergesetzlicher Regelungen und die Vorstellung der Befragungser-
gebnisse zur praktischen Anwendung der Eingriffsregelung. Vor dem Hinter-
grund dieser Analyseergebnisse sowie weiterer Erkenntnisse (etwa aus den 
Diskussionen in der projektbegleitenden Arbeitsgruppe sowie den zusätzlichen 
Fachdiskursen im Rahmen des Vorhabens) werden Empfehlungen zu jedem 
Element der Eingriffsregelung gegeben. 

Der Abschlussbericht endet mit einer übergreifenden Zusammenführung der 
Ergebnisse. Nach Ausführungen zum Grundverständnis einer zielgerichteten 
Anwendung der Eingriffsregelung (Kap. 4.1) werden zunächst die Gesamtemp-
fehlungen zum fachlich-methodischen Umgang mit der Eingriffsregelung darge-
stellt (Kap. 4.2). Diese Gesamtempfehlungen bilden den Kern der Ergebnisse 
des Forschungsvorhabens. Daran schließen sich Ausführungen zu möglichen 
Regelungsmodellen in Form einer Bundeskompensationsverordnung an (Kap. 
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4.3); abgerundet wird die Untersuchung durch einen Ausblick, der perspektivi-
sche Aspekte zur weiteren Nutzbarkeit der Ergebnisse enthält (Kap. 4.4). 
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2 Methodische Hinweise und Übersichten über die 
Analyse und Auswertung 

2.1 Gliederung der Elemente und Regelungsinhalte der 
Eingriffsregelung 

Zur Analyse und Auswertung der Eingriffsregelung wurden die einschlägigen 
Bestimmungen systematisch in ihre wesentlichen Elemente gegliedert. Nachfol-
gende Übersicht zeigt die einzelnen Elemente der Eingriffsregelung, innerhalb 
derer die verschiedenen dazugehörigen Regelungsinhalte und Fragestellungen 
untersucht wurden.  

Tab. 1:  Übersicht der Elemente der Eingriffsregelung 

Elemente der Eingriffsregelung Gesetzlicher Bezug Kapitel

Eingriffsdefinition und -bewertung § 14 BNatSchG 3.1

Vorkehrungen zur Vermeidung § 15 Abs. 1 BNatSchG 3.2

Ausgleich und Ersatz § 15 Abs. 2 S. 1-3, 5 BNatSchG 3.3

Instrumentelle Verknüpfung § 15 Abs. 2 S. 4 BNatSchG 3.4

Berücksichtigung agrarstruktureller Belange § 15 Abs. 3 BNatSchG 3.5

Unterhaltung und Sicherung § 15 Abs. 4 BNatSchG 3.6

Abwägung § 15 Abs. 5 BNatSchG 3.7

Ersatzzahlung § 15 Abs. 6 BNatSchG 3.8

Bevorratung von Kompensationsmaßnahmen § 16 BNatSchG 3.9

Vorzulegende Unterlagen und Querbezüge § 17 Abs. 4 BNatSchG 3.10

Für das Element „Berücksichtigung agrarstruktureller Belange (§ 15 Abs. 3 
BNatSchG)“ sind beispielsweise folgende Regelungsinhalte relevant: 

• land- oder forstwirtschaftlich genutzte Flächen

• Agrarstrukturelle Belange

• „Rücksicht zu nehmen“

• besonders geeignete Böden

• „im notwendigen Umfang“
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• „Es ist vorrangig zu prüfen“

• Maßnahmen zur Entsiegelung

• Maßnahmen zur Wiedervernetzung von Lebensräumen

• Bewirtschaftungs- oder Pflegemaßnahmen

Diese Struktur ist für weite Teile der vorliegenden Arbeit grundlegend, insbe-
sondere im umfangreichen Kapitel 3 folgen die Unterkapitel 2. Ordnung den 
wesentlichen Elementen der Eingriffsregelung. 

2.2 Aufteilung und Übersicht der Arbeitsbereiche 
 Analyse des Bundesrechts 2.2.1

Die Normierungen des BNatSchG zur Eingriffsregelung (§§ 13 ff. BNatSchG) 
werden zunächst in einzelne Elemente unterteilt. Neben der Recherche und 
Auswertung der einschlägigen rechtswissenschaftlichen (ergänzend auch der 
fachwissenschaftlichen) Literatur werden auch ausgewählte Rechtsprechungs-
entscheidungen (insbesondere Entscheidungen des Bundesverwaltungsgerichts 
und der Obergerichte der Länder, vereinzelt auch solche der Verwaltungsge-
richte) analysiert. Dabei ist festzustellen, dass der Umfang und die inhaltliche 
Reichweite der Judikatur gerade in den letzten Jahren deutlich hinter der Recht-
sprechung zu den Instrumenten der FFH-Verträglichkeitsprüfung und der be-
sonderen artenschutzrechtlichen Prüfung zurücksteht. Die aktuell geführten 
Diskussionen werden anschließend zu jedem Element dargestellt und hinsicht-
lich ihrer Projektrelevanz bewertet. 

Bei der Analyse der bundesrechtlichen Bestimmungen ist zwischen dem allge-
meinen Grundsatz in § 13 BNatSchG, den eigentlichen Vollregelungen der §§ 
14 ff. sowie den darin verankerten Öffnungsklauseln mit der absichtlichen Zu-
weisung der Regelungskompetenz an die Länder zu unterscheiden. Bei den 
Vollregelungen des Bundesgesetzgebers besteht gemäß Art. 72 Abs. 3 S. 1 Nr. 
2 GG grundsätzlich die Möglichkeit der Abweichung durch die Länder, sofern 
die Regelungsinhalte nicht als Ausdruck der Inhalte des § 13 BNatSchG abwei-
chungsfest sind. § 13 BNatSchG lautet: 

Erhebliche Beeinträchtigungen von Natur und Landschaft sind vom Verursacher 
vorrangig zu vermeiden. Nicht vermeidbare erhebliche Beeinträchtigungen sind 
durch Ausgleichs- oder Ersatzmaßnahmen oder, soweit dies nicht möglich ist, 
durch einen Ersatz in Geld zu kompensieren. 

Damit sind jedenfalls das Vermeidungsgebot und die Kompensationspflicht bei 
erheblichen Beeinträchtigungen von Natur und Landschaft abweichungsfest 
geregelt, wobei der Realkompensation Vorrang vor der Ersatzzahlung zukommt. 
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 Übersicht und Analyse des Landesrechts 2.2.2
Das in Reaktion auf die BNatSchG-Novelle erlassene Landesrecht hat eine er-
hebliche regelungstechnische Spannbreite entwickelt. Dabei sind sowohl lan-
desrechtliche Regelungen zu berücksichtigen, bei denen der Bundesgesetzge-
ber den Ländern Spielräume für eigene gesetzgeberische Entscheidungen ge-
lassen hat (insbesondere in Form von Öffnungsklauseln) als auch solche, bei 
denen die Länder Abweichungsrechte für sich in Anspruch genommen haben. 
Als Ergebnis der Auswertung des Landesrechts liegt eine synoptische, nach 
Elementen der Eingriffsregelung geordnete Gegenüberstellung des Bundes- 
und Landesrechts vor. Besondere landesrechtliche Regelungen, die im Hinblick 
auf die Leistungsfähigkeit des Instruments der Eingriffsregelung von hoher Re-
levanz sind, werden hervorgehoben und insbesondere nach ihrem inhaltlich-
methodischen Gehalt eingeordnet. 

In Folge der Aufnahme des Rechts des Naturschutzes und der Landschaftspfle-
ge (ohne die allgemeinen Grundsätze des Naturschutzes, das Artenschutz- und 
das Meeresnaturschutzrecht) in die Abweichungsgesetzgebung gemäß Art. 72 
Abs. 3 S. 1 Nr. 2 GG haben bis zum Abschluss dieser Analyse im März 2016 14 
Länder neues Landesrecht erlassen; in 2 Ländern, nämlich im Saarland und in 
Thüringen, liegt bisher kein explizit neues Landesrecht in Reaktion auf das 
BNatSchG 2010 vor. Neue Landesnaturschutzgesetze mit Abweichungsbe-
stimmungen finden sich in Baden-Württemberg, Bayern, Berlin, Brandenburg, 
Bremen, Hamburg, Hessen, Niedersachsen, Nordrhein-Westfalen, Mecklen-
burg-Vorpommern, Rheinland-Pfalz, Sachsen, Sachsen-Anhalt und Schleswig-
Holstein (vgl. zum Ganzen auch die Übersicht in Tab. 2). 

Tab. 2:  Übersicht über die aktuellen Landesnaturschutzgesetze, Stand: März 2016 

Bundesland Landesnaturschutzgesetz

BW Gesetz des Landes Baden-Württemberg zum Schutz der Natur und zur Pflege 
der Landschaft (Naturschutzgesetz – NatSchG) vom 23. Juni 2015, GBl. 2015, 
585.

BY Gesetz über den Schutz der Natur, die Pflege der Landschaft und die Erholung 
in der freien Natur (Bayerisches Naturschutzgesetz – BayNatSchG) vom 23. 
Februar 2011, GVBl 2011, 82, zuletzt geändert durch Gesetz vom 22. Dezem-
ber 2015, GVBl 2015, 458.

BE Gesetz über Naturschutz und Landschaftspflege von Berlin (Berliner Natur-
schutzgesetz – NatSchG Bln) vom 29. Mai 2013, GVBl. 2013, 140.
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Bundesland Landesnaturschutzgesetz 

BB Brandenburgisches Ausführungsgesetz zum Bundesnaturschutzgesetz (Bran-
denburgisches Naturschutzausführungsgesetz – BbgNatSchAG) vom 21. Ja-
nuar 2013 (GVBl.I/13, [Nr. 03,], zuletzt geändert durch Gesetz vom 25. Januar 
2016 (GVBl. I/16, [Nr. 5]).

HB Bremisches Gesetz über Naturschutz und Landschaftspflege (BremNatG) vom
27. April 2010, GBl. 2010, 315, zuletzt geändert durch Gesetz vom 19. Dezem-
ber 2014, GBl. 2014, 780.

HH Hamburgisches Gesetz zur Ausführung des Bundesnaturschutzgesetzes
(HmbBNatSchAG) vom 11. Mai 2010, GVBl. 2010, 350, zuletzt geändert durch 
Gesetz vom 13. Mai 2014, GVBl. 2014, 167.

HE Hessisches Ausführungsgesetz zum Bundesnaturschutzgesetz (HAGB-
NatSchG) vom 20. Dezember 2010, GVBl. 2010, 629, zuletzt geändert durch 
Gesetz vom 17. Dezember 2015, GVBl. 2015, 607.

MV Gesetz des Landes Mecklenburg-Vorpommern zur Ausführung des Bundesna-
turschutzgesetzes (Naturschutzausführungsgesetz – NatSchAG M-V) vom 23. 
Februar 2010, GVOBl. 2010, 66, zuletzt geändert durch Gesetz vom 15. Januar 
2015, GVOBl. 30, 36.

NI Niedersächsisches Ausführungsgesetz zum Bundesnaturschutzgesetz (NAG-
BNatSchG) vom 19. Februar 2010, GVBl. 2010, 104.

NW1 Gesetz zur Sicherung des Naturhaushalts und zur Entwicklung der Landschaft 
(Landschaftsgesetz – LG) vom 21. Juli 2000, GV. 2000, 568, zuletzt geändert 
durch Gesetz vom 16. März 2010, GV. 2010, 185.

RP Landesnaturschutzgesetz (LNatSchG) vom 6. Oktober 2015, GVBl. 2015, 283.

SL Gesetz zum Schutz der Natur und Heimat im Saarland (Saarländisches Natur-
schutzgesetz – SNG) vom 5. April 2006, Amtsbl. 2006, 726, zuletzt geändert 
durch Gesetz vom 13. Oktober 2015, Amtsbl. 2015, 790.

SN Gesetz über Naturschutz und Landschaftspflege im Freistaat Sachsen (Sächsi-
sches Naturschutzgesetz – SächsNatSchG) vom 6. Juni 2013, GVBl. 2013, 
451, zuletzt geändert durch Gesetz vom 29. April 2015, GVBl. 2015, 349.

ST Naturschutzgesetz des Landes Sachsen-Anhalt (NatSchG LSA) vom 10. De-
zember 2010, GVBl. 2010, 569, zuletzt geändert durch Gesetz vom 18. De-
zember 2015, GVBl. 2015, 659, 662.

1 Das neue Landesnaturschutzgesetz von Nordrhein-Westfalen vom 15.11.2016 konn-
te nicht mehr berücksichtigt werden. 
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Bundesland Landesnaturschutzgesetz 

SH Gesetz zum Schutz der Natur (Landesnaturschutzgesetz – LNatSchG) vom 24.
Februar 2010, GVOBl. 2010, 301, zuletzt geändert durch Gesetz vom 13. Juli 
2011, GVOBl. 2011, 225.

TH Thüringer Gesetz für Natur und Landschaft (ThürNatG) vom 30. August 2006,
GVBl. 2006, 421, zuletzt geändert durch Gesetz vom 15. Juli 2015, GVBl. 2015, 
113).

Bei der Analyse des Landesrechts wird insbesondere herausgearbeitet, an wel-
chen Stellen die Länder inhaltlich-methodische Akzente gesetzt haben, sei es 
als Ausfüllung der bundesrechtlich eingeräumten Landeskompetenzen durch 
Öffnungsklauseln, sei es als ausdrückliche Abweichung. Dabei finden sich bei-
spielsweise auch landesrechtliche Bestimmungen, die Bundesrecht wortgleich 
oder fast wortgleich wiederholen oder die inhaltliche Abweichungen vornehmen, 
ohne diese als solche zu bezeichnen. Auf die verfassungsrechtliche Bewertung 
dieser und anderer landesrechtlicher Erscheinungsformen kann im Rahmen 
dieses Forschungsvorhabens nicht eingegangen werden. Soweit in der rechts-
wissenschaftlichen Literatur solche Konstellationen kritisch kommentiert bzw. 
diskutiert werden, wird auf diese Diskussionen an der einen oder anderen Stelle 
gegebenenfalls kurz hingewiesen. In den jeweiligen Auswertungstabellen des 
Landesrechts sind aber nur solche Bestimmungen als Abweichung bezeichnet, 
die der Landesgesetzgeber entsprechend eingeordnet hat (Bezeichnung „Ab-
weichung“ in der Regelungsüberschrift oder im Regelungstext). Alle anderen 
Bestimmungen werden hier als „Konkretisierung“ bzw. als „Verordnungsermäch-
tigung“ aufgeführt, unabhängig davon, ob diese möglicherweise im Einzelfall 
materiell als Abweichung zu qualifizieren wären. Dies ist der Tatsache geschul-
det, dass im Mittelpunkt der Untersuchung die inhaltlich-methodischen Ausge-
staltungen der Regelungen stehen und nicht deren verfassungsrechtliche Ein-
ordnung. 

 Übersicht und Analyse der untergesetzlichen Regelungen 2.2.3
Ziel der Analyse der untergesetzlichen Regelungen ist es, die untergesetzlichen 
Regelwerke der Bundesländer sowie des Bundes hinsichtlich der verschiedenen 
Fragestellungen in Bezug auf die Elemente der Eingriffsregelung (vgl. Kap. 2.1) 
zu betrachten, um die fachlich-methodische Bandbreite im Umgang mit der Ein-
griffsregelung zu ermitteln.  

Hierzu wurden in einem ersten Schritt die landesspezifischen Verordnungen, 
Erlasse, Leitfäden, Handreichungen und Handbücher sämtlicher Bundesländer 
sowie des Bundes zusammengestellt, wobei die von den Umweltministerien 
bzw. Landesbehörden herausgegebenen Dokumente im Vordergrund standen. 
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Maßgeblich für die Auswahl waren darüber hinaus die aktuelle Relevanz im 
Sinne der Korrelation zur derzeitigen Rechtslage sowie die Aktualität der jewei-
ligen Regelungen. Eine besondere Bedeutung kommt in der Auswertung unwei-
gerlich den Leitfäden und Handreichungen zu, die ein spezielles Thema bedie-
nen und darin gleichermaßen Alleinstellungscharakter unter den Ländern auf-
weisen. Dieses betrifft z. B. Regelwerke, die sich mit der Anwendung der Ein-
griffsregelung bei Vorhaben zum Bodenabbau oder Leitungstrassen befassen 
oder sich auf spezifische Schutzgüter wie u. a. Landschaft und landschaftsge-
bundene Erholung beziehen. Insgesamt wurde eine breite Auswahl angestrebt, 
bei der allerdings nicht Vollständigkeit das Ziel war.   

Eine Übersicht über die in der Analyse berücksichtigten untergesetzlichen Re-
gelwerke findet sich in Tabelle 3. Um die Auswertung thematisch nach den In-
halten der §§ 14 bis 17 BNatSchG vorzubereiten, wurde die Zusammenstellung 
der Materialien neben der Ordnung nach Herausgeber und Jahr durch Schlag-
worte thematischer Inhalte ergänzt.  

In einem zweiten Schritt wurden sämtliche Leitfäden, Handlungsanleitungen, 
Verordnungen etc., die bis Februar 2016 vorlagen, im Hinblick auf einschlägige 
Aussagen zu den einzelnen Regelungsinhalten bzw. Elementen der Eingriffsre-
gelung geprüft. Für die Analyse werden für das jeweilige Element Kriterien for-
muliert, nach denen eine einheitliche Auswertung vorgenommen werden kann 
(vgl. Tab. 1). Im Ergebnis der Analyse erfolgt eine Zusammenschau der Rege-
lungsinhalte zu einem Element der Eingriffsregelung, die in Bezug auf die spezi-
fischen Elemente eine Ableitung von Standards und Besonderheiten ermöglicht, 
die abschließend zur Diskussion von Empfehlungen genutzt werden können. 
Zudem werden verbreitete Umgangsweisen und Standards, Alleinstellungs-
merkmale, Besonderheiten, behandelte Schwerpunkte sowie bislang weitge-
hend unberücksichtigter Themenbereiche (Defizite) herausgestellt. 

Die Analyse und Auswertung der untergesetzlichen Regelungen folgt grundsätz-
lich der in Kapitel 2.1 vorgestellten Gliederung der Elemente und Regelungsin-
halte der Eingriffsregelung – dabei werden je nach Relevanz der jeweiligen In-
halte Schwerpunkte gesetzt. Sollten jedoch in den Leitfäden etc. vorwiegend nur 
Aspekte der gesetzlichen Vorgaben thematisiert werden, die in den Abschnitten 
zum Bundes- und Landesrecht bereits behandelt wurden, werden diese im 
Rahmen der Auswertung der untergesetzlichen Reglungen nur kurz angespro-
chen. 
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Tab. 3:  Übersicht untergesetzlicher Regelwerke (Stand: Februar 2016)  

Hrsg. Jahr Titel

BMVBS – Bundesministe-
rium für Verkehr, Bau und
Stadtentwicklung

2009 Richtlinien für die landschaftspflegerische
Begleitplanung im Straßenbau (RLBP).

BMVBS – Bundesministe-
rium für Verkehr, Bau- und 
Stadtentwicklung

2010a Empfehlungen für die Planung, Umsetzung und
Sicherung von Kompensationsmaßnahmen an
Bundeswasserstraßen.

BMVBS – Bundesministe-
rium für Verkehr, Bau- und 
Stadtentwicklung

2010b Leitfaden zur Erarbeitung von landschaftspflege-
rischen Begleitplänen an Bundeswasserstraßen. 

EBA – Eisenbahnbundes-
amt

2010 Umwelt-Leitfaden zur eisenbahnrechtlichen
Planfeststellung und Plangenehmigung sowie
für Magnetschwebebahnen, Teil III: Umweltver-
träglichkeitsprüfung und naturschutzrechtliche
Eingriffsregelung.

BMVBS – Bundesministe-
rium für Verkehr, Bau- und 
Stadtentwicklung

2011a Richtlinien für die landschaftspflegerische
Begleitplanung im Straßenbau (RLBP).

BMVBS – Bundesministe-
rium für Verkehr, Bau- und 
Stadtentwicklung

2011b Musterkarten für die einheitliche Gestaltung
Landschaftspflegerischer Begleitpläne im Stra-
ßenbau (Musterkarten LBP).

EBA – Eisenbahnbundes-
amt

2014 Umwelt-Leitfaden zur eisenbahnrechtlichen
Planfeststellung und Plangenehmigung sowie
für Magnetschwebebahnen, Teil III: Umweltver-
träglichkeitsprüfung und naturschutzrechtliche
Eingriffsregelung. 6. Fassung, Stand: August 
2014.

LANA – Länderarbeitsge-
meinschaft Naturschutz, 
Landschaftspflege und
Erholung

1996 Methodik der Eingriffsregelung. Gutachten zur 
Ermittlung, Beschreibung und Bewertung von
Eingriffen in Natur und Landschaft, zur Bemes-
sung von Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen
sowie Ausgleichszahlungen (Teil III).

LANA – Länderarbeitsge-
meinschaft Naturschutz, 
Landschaftspflege und
Erholung

2002 Grundsatzpapier zur Eingriffsregelung nach den
§§ 18-21 BNatSchG. Unveröffentlicht.

LANA – Länderarbeitsge-
meinschaft Naturschutz, 
Landschaftspflege und
Erholung

2011 Hinweise der LANA zur Eingriffsregelung des
Bundesnaturschutzgesetzes. Beschluss der 
LANA zu TOP 3.3, 101. Sitzung am 04./05. 
März 2010 in Schwerin
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Hrsg. Jahr Titel

LABO – Bund/Länder-
Arbeitsgemeinschaft
Bodenschutz

2011 Archivböden. Empfehlungen zur Bewertung und
zum Schutz von Böden mit besonderer Funktion
als Archiv der Natur- und Kulturgeschichte.

MLR BW – Ministerium für 
Ernährung und Ländlichen
Raum Baden-Württemberg

1977 Verordnung des Ministeriums für Ernährung und
Ländlichen Raum über die Ausgleichsabgabe
nach dem Naturschutzgesetz (Ausgleichsabga-
beverordnung - AAVO); vom 1. Dezember 1977; 
GBl. 1977 S. 704; GBl. 2004 S. 469.

LfU BW – Landesanstalt 
für Umweltschutz Baden-
Württemberg

1997 Leitfaden für die Eingriffs- und Ausgleichsbewer-
tung bei Abbauvorhaben.

LfU BW – Landesanstalt 
für Umweltschutz Baden-
Württemberg

1999 Naturschutzrechtliche Eingriffsregelung im Au-
ßenbereich – Grundzüge.

LfU BW – Landesanstalt 
für Umweltschutz Baden-
Württemberg

2000 Die naturschutzrechtliche Eingriffsregelung in
der Bauleitplanung – Arbeitshilfe für die Natur-
schutzbehörden und die Naturschutzbeauftrag-
ten. 

MLR BW – Ministerium für 
Ernährung und Ländlichen
Raum Baden-Württemberg

2004 Berücksichtigung landwirtschaftlicher Belange
bei der Umsetzung der naturschutzrechtlichen
Eingriffsregelung und des forstrechtlichen Aus-
gleichs.

LfU BW – Landesanstalt 
für Umweltschutz Baden-
Württemberg

2005a Bewertung der Biotoptypen Baden-
Württembergs zur Bestimmung des Kompensa-
tionsbedarfs in der Eingriffsregelung (Abge-
stimmte Fassung).

LfU BW – Landesanstalt 
für Umweltschutz Baden-
Württemberg

2005b Empfehlungen für die Bewertung von Eingriffen
in Natur und Landschaft in der Bauleitplanung
sowie Ermittlung von Art und Umfang von Kom-
pensationsmaßnahmen sowie deren Umsetzung
(Teil A: Bewertungsmodell).

LfU BW – Landesanstalt 
für Umweltschutz Baden-
Württemberg

2005c Empfehlungen für die Bewertung von Eingriffen
in Natur und Landschaft in der Bauleitplanung, 
Ermittlung von Art und Umfang von Kompensa-
tionsmaßnahmen sowie deren Umsetzung
(Teil B: Beispiele).

UM BW – Umweltministeri-
um Baden-Württemberg

2006 Das Schutzgut Boden in der naturschutzrechtli-
chen Eingriffsregelung; Arbeitshilfe. 
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